
(dh) – Bundeskanzler Ger-
hard Schröder (SPD) hatte in
seiner Regierungserklärung
angekündigt, den Meister-
zwang zu lockern. Der Ent-
wurf des Bundesministeri-
ums versucht jetzt,diese For-
derungen Schröders umzu-

setzen. Mit Hilfe der
Gesetzesinitiative soll der
seit 1995 zu konstatierende
Abwärtstrend des Hand-
werks gestoppt und neue Po-
tenziale ausgeschöpft wer-
den. Zu diesem Zweck wer-
den aus der Anlage A der
Handwerksordnung die 62
Berufe in eine Ordnung B1
überführt, welche auch bei
nicht sachgemäßer Ausfüh-
rung keine Gefahren für die
Gesundheit oder das Leben
Dritter erwarten lassen.
Dazu werden u. a. Friseure,
Fotographen und Klempner
gerechnet. In Anlage A ver-
bleiben somit nur noch 32

Berufe, z. B. Augenoptiker,
Maurer, Schornsteinfeger
und eben Zahntechniker.
Für diese Handwerke wird
der Meisterzwang insofern
gelockert, als dass Gesellen,
die mindestens zehn Jahre
Berufserfahrung haben,

darunter fünf Jahre in leiten-
der Stellung, einen An-
spruch auf Eintragung in die
Handwerksrolle erwerben.
Für Handwerksbetriebe der
Anlage B wird in Zukunft der
Meisterzwang abgeschafft,
die Möglichkeit eines fakul-
tativen Meisters als Quali-
tätssiegel wird aber beste-

hen bleiben. Für Existenz-
gründer entfällt somit die
Hürde der Meisterprüfung
als Berufszugangsberechti-
gung. Durch diese Maßnah-

men soll das deutsche Hand-
werk „zukunftsfähig, zu-
kunftssicher und europa-
fest“ werden.
Dem widersprechen sowohl
die Union als auch führende
Vertreter des Handwerks.
Der Zentralverband des
Deutschen Handwerks
(ZDH) bezeichnet in einer
Presseerklärung die Geset-
zesinitiative als „Schlag ge-
gen Ausbildung und Be-
schäftigung“, und die CDU
sieht die schlechte Lage des
Handwerkes in erster Linie
durch eine „katastrophale
rot-grüne Wirtschaftspoli-
tik“ begründet.Da dieser Ge-
setzesentwurf im Bundestag
aber abgesegnet werden
muss, und die Union diesen

„Schnellschuss“ nicht unter-
stützen will, ist somit auch
bei diesem Reformprojekt
das letzte Wort noch nicht
gesprochen.

Nach dem aktuellen Gesetzesentwurf der Bundesregierung, der noch im Mai dem Parlament
zugeleitet werden soll, entfällt für 62 Handwerksberufe der Meisterzwang. Die Zahntechnik
verbleibt in Anlage A und unterliegt damit auch weiterhin dem Meisterzwang.

Dreieich (VDZI/Lutz Wolf) –
Anlässlich des 47.Verbandsta-
ges vom 22. – 24. Mai 2003 in
Düsseldorf stehen Weichen-
stellungen in wichtigen Sach-
fragen an. Alle drei Jahre wer-
den darüber hinaus die Mitglie-
der des Bundesvorstandes neu
gewählt. Aus den Delegierten
der 24 Innungen rekrutiert sich

der Kreis der sieben Mitglieder
des Vorstandes. Das Amt des
Präsidenten und des Vizepräsi-
denten wird jeweils in einzel-
nen Wahlgängen durch die ab-
solute Mehrheit der 206 Dele-
giertenstimmen vergeben.Da-
neben werden die fünf
weiteren Vorstandsmitglieder
durch Blockwahl bestimmt.

Die Tätigkeit im Bundesvor-
stand ist eine ehrenamtliche
Tätigkeit, was etwas über den
hohen Idealismus aussagt – ein
Idealismus, der eine Grundvo-
raussetzung für eine chancen-
reiche Zukunftsfähigkeit un-
seres Berufsstandes ist – auch
wenn das damit verbundene
Engagement zur Gestaltung

der wirtschaftlichen und recht-
lichen Rahmenbedingungen
der Laboratorien in Deutsch-
land von aufgeregten Politi-
kern gelegentlich als „Lobbyis-
tengeschrei“ abgetan wird.
Zudem wird über die Zu-
sammensetzung der Aus-
schüsse für Berufsbildung, Be-
triebswirtschaft, Neue Techni-
ken & Umweltschutz, Öffent-
lichkeitsarbeit, Recht &
Verträge sowie des Koordinie-
rungsrates entschieden.
Grundsätzlich gilt für mich der
persönliche Respekt und die
Anerkennung für jede Kolle-
gin und jeden Kollegen, die be-
reit sind, Verantwortung für
das Zahntechniker-Handwerk
in Deutschland zu überneh-
men. Personen stehen für
Sachfragen und Überzeugun-
gen. Insofern bleibt abzuwar-
ten, für welche Kollegen und
Zielrichtungen sich die Dele-
gierten der 24 deutschen In-
nungen entscheiden werden.

VDZI-Präsident Lutz Wolf
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ANZEIGEBMWA: Meisterzwang für Zahntechniker bleibt erhalten

„Meister“ bleibt Gütesiegel

(dh) – Der Verband Deutscher
Zahntechniker-Innungen
(VDZI) hat auf seiner Mitglie-
derversammlung am 21.03.03
die im Jahr 2001 in Trier verab-
schiedete Resolution für eine
„betriebswirtschaftlich drin-
gend notwendige, schrittweise
Anpassung der Vergütungen
für zahntechnische Leistungen
in den neuen Bundesländern
an das durchschnittliche Vergü-
tungsniveau der alten Bundes-
länder“ durch einen neuen Be-
schluss bekräftigt, mit dem
Ziel, in der anstehenden Ge-
sundheitsreform eine gesetzli-
che Regelung und Absicherung
der Angleichung umzusetzen.
Die 24 VDZI-Mitgliedsinnun-
gen erklären sich damit erneut
solidarisch mit einer Forde-
rung der Kooperationsgemein-
schaft Ostdeutscher Zahntech-
niker-Innungen und verleihen
ihr damit berufspolitische Prio-
rität. Das Vergütungsniveau im
Osten Deutschlands liegt bis-
lang ca. 20 % unter den in den
alten Bundesländern üblichen
Kassenpreisen nach der BEL-
Liste.Durch die Aufnahme die-

ser Forderung in den Katalog
der wichtigsten politischen
Ziele des VDZI soll nun die zur
Umsetzung erforderliche Brei-
tenwirkung erreicht werden,
welche eine schon vorhandene
Resolution ähnlichen Inhaltes
nie vollständig erreichen
konnte. Der Beschluss wurde
auf der Mitgliederversamm-
lung einstimmig verabschie-
det. Zur Begründung der Ent-
scheidung wurde angeführt,
dass sich in den letzten Jahren
vor allem durch die Absenkung
der Vergütungen die Ertrags-
kraft der Meisterbetriebe in
den neuen Bundesländern
deutlich verschlechtert hat.An-
gesichts der aktuellen wirt-
schaftlichen Krisensituation
hält man eine Angleichung der
Vergütungen durch eine über-
proportionale Wirtschafts- und
damit Einnahmenentwicklung
in den neuen Bundesländern
nicht mehr für möglich. Daher
sei eine leistungs- und kosten-
gerechte Bewertung der ost-
deutschen Meisterbetriebe nur
auf dem Gesetzeswege mög-
lich und überfällig.

Schrittweise Anpassung
VDZI fordert Angleichung des Vergütungsni-
veaus Ost/West für zahntechnische Leistungen

Der derzeitige VDZI-Vorstand: Reinhold Röcker, Jürgen Schwichtenberg, Vize-Präsident Hans-Jürgen Borchard, Präsident Lutz Wolf, Peter Stenzel, Wolf-
gang Zierow, Peter K. Thomsen (v.l.n.r.).

Abwärtstrend des Handwerks stoppen,
neue Potenziale ausschöpfen

Zahntechnik unterliegt weiterhin 
dem Meisterzwang


